VIIT ZR 131/60

Verkiindet . 22 14 025

‘am 11. Dezember 1961

Wiist, Justizobersekretir

als Urkundsbeamter der
Geschaftsstelle

Inmnm Namen des Volkes
In dem Rechtsstreit

der A CSocieta per A?, C? v
in Pﬁl’ctienge'sellscha in Liquidation, vertreten
durch den Liquidator Giacomo D@ in R@®, Via I¢D @,

Kléigerin, Berufungskliégerin
und Revisionsklédgerin,

- ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. - -

gegen

1. den Keuimenn Gunter D@ in G rgllD 0.

» Gesellschaft mit beschriénkter Haftung in
Compagnia M per la P
vertreten durch den alleinigen Gesellschafter

eschéiftsfilhrer Ginter D@D in H¢ED: gD €@

Beklagte, Berufungsbeklagte
und Revisionsbeklagte,

_-Prozefbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. - -

hat der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
miindliche Verhandlung vom 11. Dezember 1961 unter Mitwir-
kung der Bundesrichter Dr. Gelhaar, Artl, Dr. Spieler,
Dr. Dorschel und Dr. Messner

fiir Recht erkannt:

Die Revision der Kl&gerin gegen das Urteil des
3. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandesgerichte
.in Hamburg vom 19. Mai 1960 wird zuriickgewiesen.

Die Klédgerin hat die Kosten des Revisionsver-
fahrens zu tragemn. '

Von Rechts wegen



Tatbestand:

In den ersten Jahren nach ihrer Griindung (1950)
verfolgte die seit dem 14. Juli 1956 in Liquidation
befindliche Klidgerin den Zweck, ein Walfangmutter-
schiff zu bauen und auszuriisten. Ihr Geschiftsfithrer
und spdterer geschidftsfilhrender Vorsitgender des Ver-
waltungsrats, der jetzige Liquidator @, schlos
mit deutschen Firmen mehrere Vertrige iiber die Her-
stellung und Lieferung von Maschinen und Gerdten fiir
die Ausriistung eines soichen Schiffes ab.

1. Mit den— AG in @ vereinbarte:.

- durch Vertrag vom 14. Dezember 1950 die Anfer-
" tigung und Liei‘erung von Ausriistungsteilen flir eine ‘
Walkocherei zum Preise von 4 570 288,20 DM . In diesem
- Vertrag war vorgesehen, daB bestimmte Betrige
(Provisinuen) guriickvergiitet werden sollten.

2. Durch Verirag vom 5. Mirz/6. April 1951
bestellte er bei der Firma Gebrirder (D in
@ i cinfabrikationsmaschinen und eine Fleisch-
extraktanlage fiir 1 008 530,70 DM.

3. Einen dritten Verirag schloB8 er am 13. August
1951 mit der T"lrma- n @D =v, der die
‘Tieferung von Maschinen und Gertiten fiir eine Mar-
garinefabrik zum Preise von 223 186,28 DM betraf.
Ohne sein Wissen hatte der den AbschluB vermittelnde
Aktionir @ der Kligerin, der mwit dem Beklagten zu 1
in Verbindung atand, fiir sich selbst eine Provision
von 20 % ausbedungen, die dem Kaufpreise zugeschla-
genwrden war.

Auf Veranlassung des Beklagten zu 1, der voriiber-
gehend Mitglied des bel der Kligerin damals gebilde-
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ten technischen Komitees war wurde zur besseren
Durchfiihrung der Liefervertréige in Hamburg eine
Handelsgesellschaft gegriindet, deren Eintragurg im
Hendelsregister indes unterblieb und an deren Stelle
gpdter die Beklagte zu 2 trat. Diese trat mit Zu-
stimmung sowohl der Klédgerin als auch der Lieferfirmen
in die oben angefiihrten Liefervertrige ein. Ihre
Aufgabe sollte es sein, die Durchfithrung der Liefer-
vertirdge filr die Klédgerin zu iiberwachen, zu sichern
und zu beschleunigen. Als die Kliégerin wegen Devisen-
schwierigkéiten'mit den Zahlungen in Verzug geriet,
leistete die Beklagte zu 2 in einem gewissen Umfang
o ‘Zahiungen. Andererseits nahm sie aber auch Riickver-
glitungen in Empfang, und zwar sowohl von den-
o o> in@) a1¢ auch von der Firma- in—
: Als schlieBlich die Kladgerin im Herbst 1952 im Hin-
;} blick auf die weltpolitische Lage das Wélfangunter~
B nehmen aufgeben mufite, 16ste die Beklagte zu 2 im
Auftrage der Klégerin und im Einverstiéndnis mit den
Lieferfirmen die Vertrédge auf.

V SIoMUIY

I

it

Die Béklagte,zu 2 erreichte, daB8 sich die
@Y vcrcit erklsrten, einen Teil der be-
reits fertiggestellten Maschinen 2zu verduBern, sich
wegen ihrer Schadenseréatzansprﬁche aus dem Erlése
zu befriedigen und den Rest der Maschinen der Be-
klagten zu 2 zu ilbereignen. Diese Maschinen wurden
i vorliufig bei den Werken eingelagert. Im Streit blieb,
i ' ob und in welcher Weise eine }_?irma- wegen
S einer von ihr beanspruchten Lizenzgebiihr in Hohe
L  von 267 682 DM befriedigt werden sollte. Der Vertrag
mit der Firma- wurde vollstdndig abgewickelt.
Soweit die von dieser Firma zu liefernden Maschinen
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noch nicht nach Italien ausgefithrt waren, behielt
sie die Firma- ‘filr die Beklagte zu 2 auf Lager.
Die Firma @i einigte sich in &hnlicher Veise
wie die (D nit der Beklagten zu 2. Sie
blieb indes wegen einer Forderung von ca. 100 000 DH
unbefriedigt.

Am 3. Mai 1954 machte die Beklagte zu 2 in
einem an die Klégerin gerichteten Schreiben ihres
anwaltlichen Vertreters, des Rechtsanwalts-,
Anspriiche wegen Auslagen und sonstigen Unkosten aus

 der.Abwicklung der Vertrige in Hohe von etwa 410 000 M
geltend. Rechts_anwalt- verlangte ferner, daB
die Kliégerin die Beklagte zu 2 von den Anspriichen

- der Firma- und von der. Lizengforderung der
Firma— freistelle, ‘erklérte sich aber flir
die Beklagtem 2 ‘bereit, die dieser zur Verfiigung
gestellten Maschinen der Klidgerin 2zu iibereignen.

 Nachden @D Kenntnis davon erhalten hatte,
da die von dem‘Aktion"a’.r. ausbedungene Provision.
von der Firma- ge'zahlt worden war, wurde er
den Beklagten gegenliber miBtrauisch und beauftraghe
den Inhaber der Firma -, sowie den Dipl.Ing.
- die Interessen der Klagerin beim Verkauf
-des in Deutschland lagernden Materials zu vertreten.
Gleichzeltig erteilte er den beiden Beauftragkn eine
Vollmacht folgenden Inhalts: '

" gowohl gemeins als elnhge

und die Flrma*

welche gegen die Mirma GmbH,
hat,

(Beklagte zu 2) ... ein echtsgrund
in allen aktiven und paseiven schon laufenden
und noch in-die Wege zu:leitenden Rechtsstrei-
tigkeiten vor jeder Behtrde ... und in jeder
Gerichtsinstanz mit den weitgehendsten Befug-
nissen zu vertreten und zu unterstiitzen.

Herrn P
( agerini
L4

A A i T T et B B



Zu diesem Zweck erteilte er (?) seinen

Bevollmichtigten weitgehendste Be ugnisse,
keine ausgeschlossen, einschlief8lich der Er-
nennung von Rechtsanwdlten, Bevollmidchtigten
und Sachverstindigen, Ubereinkommen und Ver-
sShnungen, Einberufung von Schicdsgerichten
und Ernennung wvon Schiedsrichtern. ... Durch-~
fihrung von Vollstreckungsmaf3inahmen.und Prozel-
handlungen, ... und alles zu unternehmen, was
filr die genaue Erfilllung des Mandates zweckmi-
8ig und erforderlich ist, damit ihnen niemand
je Unzuldnglichkeit und Unzustiindigkeit vor-
A werfen kann. Alle sogenannten Mafnahmen werden
- ' von vornherein flir rechtsverbindlich und ge-
nehmigt erkldrt",

Auf Grund dieser Vollmacht verhandelten (D
und - sowie der von ihnen zugezogene Béchtu—
¥ anvalt @ mit dem Beklagten zu 9 und Rechts-
’flﬁ! ' anwalt -. Es kam zu einer Abmachung vom
' 14, Januar 1955, die am 31. Januar 1955 durch eine
weltere Vereinbarung erginzt wurde. An beiden Verein-
Sl barungen beteiligte sich der Kaufmann Roberto -
| der die von den Lieferfirmen nicht ver#uBSerten Ma-
schinen von der Beklagten zu 2 gekauft hatte und daher
die Tilgung von deren Verpflichtungen sowie der Lizenz-
geblihren der Firma —ﬁbernahm, Der Vertrag vom
4. Januar 1955 hat, soweit er hier von Interesse ist,
folgenden Worklaut:

"P steht auf Grund ihrer Auf-
wendungen gegen ein Anspruch in .

H8he von DM 224 000,- zu. Diese Forderung er-
ilbt sich aus der durch den Wirtschaftsprilifer

bearbeiteten Abrechnung vom 11, Dezember

P-akzeptlert diese Abrechnung
im Vergleichswege und erkennt die Forderung

der b h in Hohe von DM 224 000 an.
P leistet zur Ablasuni ii i Li-

zenzangpriiche zugunsten der Filrma A.G.
&, einen Beitrag in Hohe von DM 50 000,-

Die AblSsung der Lizenzansprilche wird durch die
Firma Roberto durchgefihrt.

A



Der Beitrag derP” in Hoéhe von
IM 50 000,- wird auf deren Forderung von

DM 224 000,- verrechnet, so daB noch DM 174 000,-
zu leisten bleiben.”

"Mit AbschluB dieses Vertrages haben sidmtlj
ﬁenseitigen Anspriiche zwischen der

sowie

einerseits und der
errn Giinter (BekTBgter zu
geits jhre Erledigung gefunden."

In der'Ergénzungsvereinbarung vom 31. Januar
1955 wurde dem Umstande Rechnung getragen, daB die

- beglichen hatte. Die Forderung der Be-

" klagten wurde deshalb um weitere 100 000 DM herahbge-
setzt. Auch dieser Vereinbarung ist die Bestimmung
angefiigt, da8 alle gegenseitigen Anspriiche der Ver-
tragsparteien mit der vorangehenden Abmachung er- -
ledigt seien. | ‘

Die Klégerin will den Standpunkt der Beklagten,
durch die Abmachung vom 14./31. Januar 1955 seien
alle gegenseitigen Anspriiche erledigt, nicht gelten
lassen. In zweiter Reihe vertritt sie die Ansipht, »
diese Vereinbaruhg,habe sie wegén arglistiger Téu-
‘schung wirksam angefochten; sie sei aber auch im
Hinblick auf § 779 BGB unwirksam. Die Klagerln
hélt deshaldb die Beklagtenfur verpflichtet, “ihr
{itber die gesamten geschéiftlichen Beziehungen.bis
- zum 30. Januar 1955 Auskunft zu ertéilen, Rechnung
'zﬁ_legen und das auf Grund der Rechnungslegung Ge-
schuldete herauszugeben. Mit der Klage hat"sie einen
dementsprechenden Antrag gestellt und ferner die
Verurteilung der Beklagten gzur Zahlung von 223 545,47 DM
nebat Zinsen begehrt, weil ihr die Beklagten die ihnen
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von der Firma D vnd den (NN co:hr-

ten Riickvergiitungen (Provisionen) vorenthalten
hiatten.

Landgericht und Oberlandesgericht haben die
Klage abgewiesen. Mit der Revision, deren Zuriick-
weisung die Beklagten beantragen, verfolgt die
Kldgerin ihren Klageantrag weiter

Entscheidungsgriinde:

I. 1. Das Berufungsgericht hat die Frage, ob der
Liquidator der Klégerin:befugt ist, sie im Rechts-
streit zu vertreten, nach italienischem Rechi be-
urteilt. Hiergegen bestehen, da die Kldgerin eine
Aktiengesellschaft des italienischen Rechtes ist,
keine Bedenken. Das Berufungsgericht hat auch die
Vertretungshefugnis unbeanstandet von der Revision
und filr das Revisionsgericht bindend (§ 549 2ZP0):
bejaht.

2. Das Berufungsgericht hat sowohl das Rechts-
verhdltnis der Parteien, welches den Klageanspriichen
zugrunde liegt, als auch die Abmachungen vom 14./
31. Januar 1955 nach deutschem Recht beurteilt, weil
diese Rechtsbeziehungen in ihrer Gesamtheit ihren
Schwerpunkt in Deutschland hétten, iiberdies aber
auch eine zumindest stillschweigehde Vereiﬁbarung
der Parteien angenommen werden miisse, daB -
Erfillungsort sei. Auch diese von der Revision

nicht angegriffenen Erwdgungen lassen keinen Rechts-

irrtum erkennen.

IT.. 1In sachlichrechtlicher Hinsicht hat das Be-
rufungsgericht zutreffend erwogen, daB sich die

o



Klageanspriiche aus einem Rechitsverhdltnis herleiten,
welches durch die Abmachungen der Parteien vom
14./31. Januar 1955 vergleichsweise geregelt worden
ist. Rechtsirrtumsfrei ist es zu dem Ergebnis ge-
langt, daB der Kl#gerin Anspriiche auf Rechnungsle-
gung, Herausgabe des danach Geschuldeten und Zah-
lung weiterer bestimmter Betrdge durch den Vergleich
- seine GUltigkeit vorausgesetzt -~ abgeschnitten
worden sind. Keine Bedenken bestehen dabei gegen
‘seine Ansicht, daB das auch insoweit zu gelten hat,
als sich die Anspriiche gegen'den Beklagten zu 1
richten. Auch in dieser Begziehung hat die Revision
~keine Angriffe erhoben.

Die Entscheidung hﬁngt daher davon ab, ob
die von der Klagerln gegen die Giltigkeit der Ab-
machungen vom 14./31. Januar 1955 erhobenen Beden-
ken durchgrelien.

IIT. Die Gﬁltigkeit‘des Vergleichs hat das Beru~-
fungsgericht bejéht, und es ist dabei unbeanstandet
von der Revision und rechtsirrtumsfrei unter Anwen-
dung des deutschen Rechts davon ausgegangen, daB
die flr die Kligerin handelnden Personen, némlich
aa» . - zum Abschluf des Vergleichs
ordnungsgemaB bevollmachtigt gewvesen seien.

.m.‘,-‘ e . : el

Iv, Die Kldgerin hatte in erster Reihe geltend

gemacht, der Vergleich sei geméﬁ § 779 BGB unwirksam.

8ie hatte vorgetragen, dig Vergleichsparteien peien
bei ihren Verhandlungen davon ausgegangen, dte Be-
klagten hdtten von den Lieferanten, den

@D vi der Firme @D, keine Provisionen er-

halten, widhrend ihnen in Wirklichkeit die in dem
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Antrage zu 2 genannten bedeutenden Summen zuge-
flossen seien. Wdre ihren Vertretern das bekannt
gewesen, so hédtten sie den Vergleich in der vor-
liegenden Form nicht abgeschlossen.

Weiterhin hatte die Klégerin vorgetragen, bei
VergleichsabschluB8 sei als feststehénd zugrunde
gelegt worden, daB die in der Aufstellung des Wirt-
schaftspriifers @JJi® aufgefithrten Lagerzosten,
tatséichlich entstanden seien, widhrend die Beklagte
zZu 2 Lagerkosten in dieser Hoéhe nicht verauslagt
habe.

Das Berufungsgericht hat die:Voraussetzungen
- filr eine Unwirksamkeit des Vergleichs entsprechend
der Vorschrift des § 779 BGB verneint.

Es hat die in beiden Abmachungen enthaltene
SchluBbestimmung, dall sémtliche gegenseitigen Anspriich
der Parteien durch den Vertrag erledigt seien, dahin
ausgelegt, die Parteien héatten auch die nicht aus-
Qrugk;ich érérterten Anspriiche, also auch dig DPro-
visionsanspriiche geregelt wissen wollen. Es hat
- auflerdem erwogen, der Vergléich hatte nur dann un-
wirksam sein konnen, wenn er bei Kenntnis des wahren .
Sachverhalts von beiden Parteien nicht geschlossen
worden wire. Da die Beklagten aber hinsichtlich der
von ihnen empfangenen Provisionen Kenntnis gehabt
hétten, habe fir sie keine Veranlassung bestanden,
den Vergleich abzulehnen.

Eine aus § 779 BGB herzuleitende Unwirksam~-
‘keit des Vergleichs setzt voraus, daB die dem Ver-
gleich als feststehend zugrunde gelegten Tatsachen
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der Wirklichkeit nicht entsprechen. Diese Voraus-
setzung ist hinsichtlich der Provisionen nicht ge-
geben. Die Kldgerin hatte lediglich vorgetragen,

sie habe nichts davon gewuBt, dd€3 die Beklagten von
den - und von der Firma - Provi-
sionen in Empfang genommen hitten. Wenn das der Fall
war, liegt eber, wie das Berufungsgericht zutrei-
fend erwogen hat, insoweit kein unstreitiger Sach-
verhalt vor, auf dem sich der Vergleich aufgebaut
haben kénnte. Denn den Beklagten waren diese Tat-
sachen nicht nur bekannt, sie haben vielmehr sogar
den Standpunkt vertreten, daB ihnen die Provisionen
zugestanden haben, weil sie iliber eigene Mittel zur

- Durchfiihrung der ihnen gestellten Aufgabe nicht ver-
fiigt hétten. Da die Kldgerin entgegengesetzter Mei-
nung ist und diese guch im Rechtsstreit weiter
geltend macht, liegt ein echter Streitpunkt vor,

auf den sich der Vergleich der Parteien erstreckte.
Mit Recht weist das Berufungsgericht darauf hin,

da die Klégerin dle in der SchluBbestimmung des
Vergleichs ‘entheltene Vereinbarung, mit dem AbschluB
des Vergleichs seien alle gegenseitigen Anspriiche

der Vergleiohsparteien erledigt, gegen sich gelten
1assen mu, auch wenn sie von dem einen oder ande-
ren Anspruch keine klare Vorstellung gehabt haben
‘sollte. Diese Ausfilhrungen des Berufungsgerights
werden von der Revision auch nicht angegriffen.

Dagegen beanstandet die Revision die Erwidgungen
des Berufungsgerichts, auch die Hohe der fagerkosten
- sei nicht feststehende Vergleichsgrundlage gevesen.
In erster Reihe meint sie, die Annahme des Beru-
fungsgerichts stehe im Widerspruch gu seiner Fest-
stellung, die in der Aufstellung des Wirtschaftspriifers
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@ - thaltenen Angaben iiber die Lagerkosten
seien von (D und @I» nur deshalb nicht iiber-
priift worden, weil sie von einem Wirtschaftspriifer
zusammengestellt worden seien. Die Frage kann jedoch
dahingestellt bleiben, weil das Berufungsgericht in
anderem Zusammenhang festgestellt hat, daf3 die den
Vergleichsverhandlungen zugrunde gelegten Zahlenan-
gaben des-‘:‘lirtschaftspriifers-iiber die Lager-
kosten als richtig nachgewiesen seien.

Diese Feststellung des Berufungsgerichts be-
kampft die Revision vergebens mit Verfahrensriigen.

Sie beansténdet, des Berufungsgeriéht hatte
dem Vorbringen der 'Kl'elgeri,n auf Seite 5 der Beru-
fungsbegriindung vom- 26. Juni 1958 und ihrem erstin-
stanzlichen Vorbringen im Schriftsatz vom 29. Sep-
tember 1957 nachgehen miissen, in dem ausgefiihrt |
worden sei, da8 die Lagerkosten der'-
wesentlich niedriger als bei 53 658,36 DM gelegen
hatten, und das Berufungsgericht hitte die dort
benannten Zeugen, nb‘,mlich den Wirtschaftspriifer
@ vni den Direktor der @ ENEGEGNGD gD
dariiber vernehmen miissen. Es ist indes kein Rechts-
fehler, wenn das Berufungsgericht diesen Beweisan-
trdgen nicht entspr@chen hat; denn das als ibergan-
gen geriigte Vorbringen der Klégerin enthdlt keine
ndheren Angaben dariiber, worin der Irrtum des Wirt-
schaftsprﬁfers- bestanden haben soll, und
weshalb dieser zu nach Ansicht der Kliigverin erheb-
lich iUiberhdhten Angaben gekommen sei. Das Beru-
fungsgericht hat dieses Vorbringen ersichtlich
und ohne RechtsverstoB als unsubstantiiert und
unbeachtlich angesehen.
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Da auch der Gesichtspunkt ausscheidet, der Ver-
gleich konne wegen eines beiderseitigen Irrtums der
Parteien liber die Vergleichsgrundlage unwirksam '
sein - nach dem eigenen Vortrag der Klédgerin kéme
allenfalls ein einseitiger Irrtum der Kldgerin
selbst in Betracht -~ hiéngt die Entscheidung allein
davon ab, ob die von der KlHgerin erklérte Anfech-
tung wegen arglistiger THuschung durchgreift.

V. Die Kl&gerin hatte geltend gemacht, die Be-
klagten héitten sie bei den Vergleichsverhandlungen
arglistig getduscht, indem sie die von den (il
@ und Ger Pirma - erhaltenen Riickvergii-
tungen (Provisionen) verschwiegen und indem sie die
‘Aufstellung des @B vorgelegt hiétten, obwohl die
dort aufgeflihrten Lagerkosten zumindest nicht in
dieser Hdhe entstanden und auch Verpackungskosten
aufgefilhrt seien, die in Wirklichkeit nicht erwachsen
gewesen seien. .
Das Berufungsgericht'hat eine arglistige Tzu-
schung hinsichtlich beider Streitpunkte verneint. |
Beziiglich der Provisionszahlungen hat es ausgefilhrt,
gunindest (i have die Zahlungen seiner eigenen
Pirma gekannt und auBerdem den Gesqhﬁftsfﬁhrer-
der Kl#gerin schon im Sommer 1954 dariiber unter-
richtet. Es hat auch fiir nachgewiesen angesehen, das
wenigstens zwei Vertreter der Kldgerin, némlich

@D i Rechisanvalt @, Kenntnis von den
Zehlungen der-gehabt haben. Das Beru-

fungsgericht vertrittalsdann die Ansicht, das die
Kenntnis auch nur eines von mehreren Vertretern
genilge, um eine T#uschung ausguschlieBen.
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Diesen Rechtsstandpunkt will die Revision nicht
gelten lassen. Sie ist der Ansicht, es komme darauf
an, ob die Unkenntnis eines von mchreren beim Ver-
tragsschluf beteiligten Vertretern den VertragsschlufB
auch wirklich erst ermdglicht habe, ob also die T#u-
schung des gutgléubigen Vertreters fir den AbschluB
kausal gewesen ist. Die Zeugen (D, @I una
@ hitten aber, so fihrt die Revision weiter
aus, ilbereinstimmend. bekundet, daB iiber die Riickver-
giitungen der -bei den Vergleichsverhand-
lungen nicht gesprochen worden sei. - ~habe
dariiber hinaus ausgesagt, er wiirde den Vergleich
nicht unterschrieben haben, wenn er gewufBt hétte,
dafl an die Béklagten Riickvergiitungen geflossen seien.
Diesen Aussagén, die das Berufungsgericht keineswegs
als unglaubhaft beurteilt habe, komme entgegen der
Ansicht des Berufungsgerichts rechtliche Bedeutung
ZU. -

Die Revisionsangriffe bleiben ohne Erfolg.

Es kann unentschieden bleiben, ob der von der
Revision angegriffenen Ansgicht des Berufungsgerichts
zu folgen ist, fir die Frage, ob die Beklagten sich
bei den Vergleichsverhandlungen einer arglistigen
Téuschung tber den Empfang von Provisionen schuldig
gemacht haben, komme es nicht darauf an, ob alle
bei den Verhandlungen beteiligten Vertreter der
- Kldgerin von den Provision_szahlungen an die Beklagten
Kenntnis gehabt haben oder ob sie dem Zeugen-
unbekennt gewesen -sind. Denn die Ubrigen Feststel-
lungen des Berufungsgerichts lassen erkennen, daB
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letéten Endes diese rechtlichen Erwdgungen, wenn

gie auch in der Urteilsbegriindung in den Vordergrund
geriickt sind, nur hilfsweise angestellt worden

8ind. Der Zusammenhang der Urtellsgriinde ergibt
nédmlich, deB das Berufungsgericht den Sachverhalt
auch darauf hin geprift hat, ob eine arglistige
Tduschung des Zeugen (P vorliegt, und da8 es
diese als nicht nachgewiesen angesehen hat. Diese
Ausfilhrungen lassen einen Rechtsirrtum nicht er-
kénnen°

Da hier eine Tduschung durch positiv falsche
Erklérungen ausscheidet, kann einem etwaigen Ver-
schwelgen der Prov181onszahlungen nur dann eine
rechtliche Bedeutung zukommen, wenn fir die Be-

klagten eine Offenbarungspflicht bestand. Diese Pflicht
zZur Mlttellung der Provisionszahlungen hat das Beru-

. fungsgericht ersichtlich und ohne Rechtsirrtum be-
jaht. Denn fiir das Abrechnungsverhiéltnis der Par-
teien konnte es nicht ohne Bedeutung sein, daB die
Beklagten die Provisionszahlungen beider Firmen
entgegengenommen haben, wenn sie auch. den Standpunkt
vertreten haben, da ihnen die Provisionen zZuge-
standen hdtten, wezl der einzige Zweck der beklagten
Gesellschaft (Beklagte zu 2) darin bestanden habe,
fiir die Klégerin, und zwar ohne Gewinnaussichten,
tiitig zu-sein. Nach den Feststellungen des Berufungs-
gerichts, die von der Revision nicht angegriffen
werden, haben die Beklagten indes dieser Offenba-
rungspflicht geniigt. Das Berufungsgericht hat auf
die Bekundungen des Zeugen Rechtsanwalts .
dem es insoweit vollen Glauben beigemessen hat,
Bezug genommen. Dieser Zeuge hat ausgesagt, vor
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und wéhrend der Vérgleichsverhandiungen sei zwischen
den Parteien wiederholt und ausfilhrlich iiber den
Komplex Provisionszahlungen gesprochen worden, der
eine bedeutende Rolle gespielt habe. Der Zeuge
-, dessen Aussage das Berufungsgericht eben-
falls gefolgt ist, hat sogar bekundet, seit Herbst
1954 diesen Komplex gekammt und wiederholt mit

der Klidgerin hieriiber gesprochen zu haben. Auchk auf
den Zeugen (I wird im Berufungsurteil ver-
wiesen, der ausgesagt hat, @J® nhave von (D
erfahren, Uberpreise von 30 000 DM fiir jeden Kocher
seien einkalkuliert geweden. AuBSerdem have (P
versprochen, er werde den genauen Betrag noch fest-
stellen. Hinzu kommt, daB nach den vom Berufungsge-
richt ebenfalls herange'zogenen'Aussagen des Zeugen
Rechtsanwalts @, des anwaltschaftlichen Ver-
treters der Kliégerin, dieser die Zahlungen der
@ :o::r der Hohe nach kannte und das
nach dieser Bekundung der Provisionskomplex von

den Vertretern der Xligerin nur deshalb in den ent-
scheidenden Vergleichsverhandlungen nicht angeschnitten
worden ist, weil man sich dieses Druckmittels, die
Forderung der Beklagten herabzumindern, bis zuletgzt
und nur fir den Notfall vorbehslten wollte. Es kommt
weiter hinzu, da8 der Zeuge @D dem Beklagten
gu 1 sogar ausdriicklich berichtet hat, in den Vorver-
handlungen sei die Provisionsfrage von den Vertre-
tern der Kligerin angeschnitten worden. Das AusmaB
einer Offenbarungspflicht muB aber letzten Endes
nach den Grundsitzen von Treu und Glauben bestimmt
werden. DaB8 es die Beklagten bei der von dem Beru-
fungsgericht festgestellten Sachlage an etwas hétten

' fehlen lassen, daB etwa von ibnen hiétte verlangt
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werden miissen, sie hdtten sich nun auch ilberzeugen
miissen, ob der zweite Vertreter der Kligerin, '
-, iiber alle Einzelheiten unterrichtet sei,
kann unter diesen Umst@nden nicht anerkannt werden.
Es wiire Sache der Klégerin gewesen, dies nédher dar-
zutun, wenn sie eine andere Ansicht vertreten wollte.

Aber selbét, wenn man von der Beklagten
weitergehende Mitteilungen insbesondere an den Zeugen
@D ::iitte verlangen miissen, so fehlt es dod
an der Darlegung der Arglist, die zur Voraussetzung
hétte, die Beklagte habe zumindest einen Verdacht |
gehegt, der Zeuge - sei nicht hinreichend
unterrichtet und gebe gutgléuhig seine Zustimmung
zu einem Vergleiche, den er bei genauer Kenntnis
des Sachverhalts verhindern wiirde. Auch in dieser
Beziehung 188t es-die Revision an Hinweisen fehlen,
daB das Berufungsgericht hierfir erheblichen ProzeB-
stoff nicht gewilrdigt habe.

Was die. Lagerkosten angeht, ilber deren Hdhe
die Klagerin bei den Vergleichsverhandlungen eben~ -
falls getauscht worden sein will, so hat das Beru-
fungsgericht, wie bereits erdrtert, ohne Verfahrens-

\ .VerstoB festgestellt, es sei nicht nachgewiesen, daB
die in der Aufstellung- enthal tenen Zahlen
mit der Wirklichkeit nicht Ubereingestimmt hiitten.
Ist aber nicht einmal eine Tduschung nachgewlesen,
so entfdllt schon aus diesem Grunde eine Anfechtungs-
mbglichkeit nach § 123 BGB. '

_Als wahren Grund dafilir, daB die Vertreter dér
Kldagerin auf Einzelnachweise verzichtet haben, hat
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das Berufungsgericht den Umstand festgestellt, daB
sie sich auf den Wirtschaftspriifer - verlassen
haben. Um in schliissiger Weise darzutun, die Beklag-
ten hédtten durch Vorlage der Aufstellung des Wirt-
schaftspriufers arglistig getduscht, geniigt es nicht,
den Nachweis dafiir anzubieten, daf die Kosten nied-
riger waren. Es hdtte bei der vorliegenden Sachlage
auch einer suhstantiierten Dars%ellung bedurft,

- daB die Beklagten einen etwaigen Irrtum- er-
kennt, zumindest aber den Verdacht gehegt hédtten,

es koénne ein solcher Irrtum vorgelegen haben.

Selbst wenn daher objektiv ein Irrtum in die-
sem Punkte vorgelegen haben sollte, so fehlt es
fir eine arglié‘bige Tauschung durch die Beklagten
doch an der Darlegung der subjektiven Vorausset-
zungen. : ‘

VI. Auch ein sittenwidriges Zusammenwirken der
Beklagten mit - zu dem Zwecke, die Kldgerin
durch einen angeblich ungiinstigen Vergleich zu
schéddigen, hdlt das Berufungégericht nicht fiir
nachgewiesen. '

Die Riige der Revision, das Berufungsgericht
habe in sachlichrechtlichér Hinsicht verkannt,
daB die Kldgerin sich auch dann auf ein arglistiges
Verhalten der Beklagten berufen konne, wenn diese
~hétten erkennen niissen, daB @ it dem Abschlul
des Vergleichs seine Vollmacht miBbrauche, ist nicht
begriindet. Das Berufungsgericht hat entgegen der
Ansicht der Revision diesen in der Rechisprechung
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entwickelten Grundsatz (RGZ 134, 67, 71) berilck-
sichtigt und erwogen, die Klégerin habe hierfir
nichts ausreichendes vorgetragen, Vermutungen ge-
niigten nicht. Wenn es besonders darauf hinweist,
die Kl#gerin habe durch Schreiben von 20. September
- 1954 genaue Rechenschaft von den Beklagten gefor-
dert und zugleich die Betrauung von - und
- mitgeteilt, so ergibt sich aus seinen wei-
teren Ausfiihrungen, daB es der Auffassung ist, hieraus
koénne nicht der SchluB gezogen werden, daB fiir die
Beklagte Veranlassung zu der Annahme bestanden habe,
- werde seine Pflichten verletzen.

Bei ihrem Vorbringen, die Beklagten hitten
unmdglich annehmen kénnen, @iP handele korrekt,
- wenn er auf die Vergiitung der an die Beklagten ge-
flossenen enorm holien Provisionszahlungen verzichte,
148t die Revision auBer acht, daB es untér den Par-
teien gerade streitig war, wem die Riickverglitungen
der Lieferanten zustanden. Im iibrigen werden die An-
gfiffe der Revision auch durch die weiteren Erwﬁgungen
des Berufungsgerichts entkrédftet, die Verhandlungs-
position der Beklagten sei deshald besonders ginstig
gewesen, weil sie der Kligerin eine Frist fUr die
Erfiillurig ihrer Anspriiche gesetzt gehabt habe mit.
- der Androhung, nach fruchtlosem Ablaufe dieser Frist
die Maschinen selbst zu verwerten, und weii dicse
. Prist bereits abgelaufen gewesen sei. Gegen ein Ver—'
schulden der Beklagten spricht ferner die weitere
Erwdgung des Berufungsgerichts, die Vertreter der
Klagerin hétten auch deshalbd auf eine Erdrterung
des Provisionskomplexes verzichtet, weil-die Be-
klagten sich bereit gefunden hiétten, 50 000 DH
zur Abfindung der Lizenzanspriiche der Firma-
zu zahlen.
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VII. Ist scmit von der Wirksamkeit des Vergleichs
vom 14./31. Januar 1955 auszugehen, so kann die
Klagerin irgendwelche Anspriiche aus dem durch den
Vergleich geregelten Rechtsverhdltnis nicht mehr
geltend machen. Das Berufungsgericht hat vielmehr
die Klage mit Recht abgewiesen. Die Revision der
Klégerin ist daher zuriickzuweisen. Gem&B § 97 ZPO
hat die Klégerin die Kosten des Revisionsverfahrens
zu tragen. )

Dr.Gelhaar “.r.Artl Dr.Spieler Dr.Dorschel Dr.Mese



	2214 02?

	Pi

	räi



